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1 Zielsetzung & Grundsatz 
 

Das Förderinstrument Einstiegsgeld (ESG) erhält jährlich im Rahmen der Haushaltsmittel-
zuteilung ein zuvor planerisch ermitteltes Fördermittelkontingent. Dieses gilt es über das 
gesamte Haushaltsjahr mit dem Hauptziel der Unterstützung der Überwindung der Hilfe-
bedürftigkeit im Rahmen der Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung 
einzusetzen. Die Förderung muss für die jeweilige Eingliederung auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung erforderlich sein. Der Einsatz 
des Förderinstruments hat ganzjährig wirtschaftlich zu erfolgen und sollte dabei die jewei-
lige geschäftspolitische Ausrichtung in ihrer Umsetzung unterstützen. 

Die Entscheidung über die Gewährung von ESG ist eine Ermessensentscheidung. Für 
diese gelten zum einen gesetzlich verankerte Normen, Verordnungen und Weisungen der 
übergeordneten Dienststellen und zum anderen als Ergänzung Jobcenter-interne Rege-
lungen in Form von ermessenslenkenden Weisungen (elW). Alles zusammen ergibt einen 
für jede Integrationsfachkraft (IFK) geltenden Rahmen (Spielraum), in welchem pflichtge-
mäß entschieden werden darf und soll. Für das ESG im Jobcenter Landeshauptstadt Mag-
deburg sollen durch diese elW folgende Ziele erreicht werden: 

a) Unterstützung für jede Integrationsfachkraft bei der individuellen Entscheidung, 
durch Festlegung einzelner Orientierungsrahmen und Pauschalen, 

b) ein einheitlicher Entscheidungsmaßstab (Rechtsanwendung für gleichartig gela-
gerte Fälle), 

c) ganzjährig wirtschaftlicher Mitteleinsatz für das Instrument ESG, 
d) Verfahrensregelungen für eine zügige Antragstellung und Bearbeitung innerhalb 

des JC. 
 

Als Hauptziel dieser Förderungsart wird die Überwindung der Hilfebedürftigkeit und 
damit die Integration in Erwerbstätigkeit und folglich mittelbar das Ziel der Senkung der 
Leistungen zum Lebensunterhalt definiert.  
Die IFK entscheidet im Rahmen der verfolgten Integrationsstrategie über die Not-
wendigkeit von einzelnen Förderungen aus dem ESG.  

Das Einstiegsgeld nach § 16b Sozialgesetzbuch - Zweites Buch (SGB II) ist ein zeitlich 
befristeter Zuschuss, den erwerbsfähige Leistungsberechtigte (ELB) als zusätzlichen finan-
ziellen Anreiz bei Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit erhalten 
können. Hierbei soll durch Erhöhung der Motivation der/des ELB die berufliche Eingliede-
rung unterstützt und stabilisiert werden. 

Die grundsätzlichen Fördervoraussetzungen ergeben sich aus: 
 
§ 16b SGB II 
Einstiegsgeld-Verordnung (ESGV) 
Fachliche Weisungen zum ESG * 
 
* Für den Fall, dass keine Fachlichen/Zentralen Weisungen vorliegen bzw. diese abgelaufen sind, gelten die 
bisherigen Regelungen sinngemäß weiter und sind „im übertragenen Sinne“ anzuwenden, insoweit sie nicht ge-
gen aktuell geltendes Recht bzw. Rechtsprechung verstoßen. Sie dienen als Hilfestellung zur Entscheidungsfin-
dung. Die Entscheidung trifft die jeweils zuständige IFK. 
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2 Dauer der Förderung 
 

Nach dem Grundsatz von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit darf die Förderung nicht län-
ger sein, als dies notwendig ist, um das Ziel der Förderung zu erreichen.  

Um der Anreizfunktion gerecht zu werden, die Motivation der ELB zu erhöhen sowie die 
berufliche Eingliederung zu unterstützen und zu stabilisieren, gelten für die Förderdauer 
grundsätzlich folgenden Orientierungswerte: 

 unbefristete Arbeitsverhältnisse: Förderdauer bis zu 6 Monate 
 befristete Arbeitsverhältnisse mit einer Befristungsdauer von 6 Monaten und län-

ger: Förderung für bis zu 3 Monate (Förderdauer orientiert sich an der Befristungs-
dauer) 

 befristete Arbeitsverhältnisse mit einer Befristungsdauer von weniger als 6 Mo-
naten: Förderung ist in der Regel ausgeschlossen 
 

Die Förderung kurzzeitig befristeter Arbeitsverhältnisse (z.B. Befristungsdauer 4 Wochen) 
und vor allem ohne Anschlussperspektive zur vollständigen Überwindung der Hilfebedürf-
tigkeit, ist grundsätzlich ausgeschlossen.  

Negativbeispiel: 
Eine Kundin erhält einen befristeten Arbeitsvertrag als Aushilfe auf dem Weih-
nachtsmarkt für vier Wochen und beantragt hierfür ESG. Eine Förderung ist nicht 
möglich. 

Mit Bekanntwerden der Beendigung einer durch ESG geförderten Beschäftigung vor Ab-
lauf des ursprünglichen Bewilligungszeitraumes, ist die ESG-Förderung mit dem letzten 
Tag des Arbeitsverhältnisses zu beenden. Hierzu ist das zuständige B-Team bzw. Arbeit-
geber-Träger-Team im Folgenden „B-Team“ genannt unverzüglich zu informieren. Dies 
soll durch die IFK per VerBIS-Vermerk über die eAkte - entsprechend den geltenden Fest-
legungen des Prozesshandbuchs EAKTE - geschehen. 

 

3 Höhe der Förderung 
 

Die Bemessung des ESG beruht auf der Verordnung zur Bemessung von ESG. Die Ver-
ordnung eröffnet den einzelnen JC grundsätzlich zwei Bemessungsmöglichkeiten: 

 die einzelfallbezogene Bemessung oder 
 die pauschalierte Bemessung (bei besonders zu fördernden Personengruppen). 

Das Gesetz sieht keinen Vor- bzw. Nachrang der beiden Bemessungsarten vor. Bei beiden 
Varianten sind bei der Festlegung der Förderhöhe bzw. der Förderpauschale die individu-
elle Dauer der Arbeitslosigkeit und die Größe der Bedarfsgemeinschaft (§ 16b Abs. 2 Satz 

Förderaus-
schluss 

Aufhebung / 
vorzeitige 
Beendigung 
der Förderung 

Vor- bzw.       
Nachrang 
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2 SGB II) und der Bezug zum maßgeblichen Regelbedarf (§ 16b Abs. 3 Satz 2 SGB II) zu 
berücksichtigen. 

3.1  Einzelfallbezogene Bemessung 
 

Die einzelfallbezogene Bemessung findet gemäß der aktuellen Fachlichen Weisungen 
zum Einstiegsgeld nach § 16b SGB II Anwendung bei allen in 3.2 nicht genannten Perso-
nengruppen. 
 

Die Höhe des ESG setzt sich bei der einzelfallbezogenen Bemessung wie folgt zusammen:  

 monatlich zu bestimmender Grundbetrag,  

 ggf. Ergänzungsbetrag aufgrund vorheriger Dauer der Arbeitslosigkeit und  

 ggf. Ergänzungsbetrag, der in Abhängigkeit von der Größe der Bedarfsgemein-
schaft bestimmt wird.  

Bei der Bestimmung des monatlichen Grundbetrags ist der für den ELB maßgebende Re-
gelbedarf (siehe Bewilligungsbescheid) zu berücksichtigen. Der Grundbetrag des ESG soll 
im Jobcenter Landeshauptstadt Magdeburg in der Regel maximal 30 Prozent des maßge-
benden Regelbedarfs zur Sicherung des Lebensunterhalts nach § 20 SGB II betragen.  

Die Ergänzungsbeträge hängen von der vorherigen Dauer der Arbeitslosigkeit und der 
Größe der Bedarfsgemeinschaft ab. Die Festlegungen der Fachlichen Weisungen zum 
ESG 2.5.1 gelten entsprechend. 
 

Der Betrag des maßgeblichen Regelbedarfs dient als Höchstgrenze für das individuell er-
mittelte ESG. Folglich ist das individuell ermittelte ESG mit der Höchstbetragsgrenze zu 
vergleichen und ggf. zu kürzen, um eine unverhältnismäßig hohe Förderung auszuschlie-
ßen.  Dies ist entsprechend zu begründen. 
 
Die Höhe des ESG wird für die gesamte Förderdauer festgesetzt. Hierbei sind die Verhält-
nisse zum Zeitpunkt der Aufnahme der versicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit maßgeb-
lich. 
 
Die Festlegungen zur Förderhöhe des Grundbetrages sowie zu den Ergänzungsbeiträgen 
sind stets in der Förderentscheidung COSACH zum ESG individuell zu begründen.  
 

3.2  Pauschalierte Bemessung für besonders zu fördernde Personen-
gruppen 
 

Ein Vorteil der pauschalierten Bemessung ist eine entsprechende Transparenz und Ver-
ständlichkeit im Beratungsprozess, insbesondere bei ELB mit erschwertem Arbeitsmarkt-
zugang. IFK können den ELB auf dem gemeinsamen Weg zur Integration einen konkreten 

Einzelfallbezo-
gene Bemes-
sung 

 

Zusam-
mensetzung 

Ergänzungs-
beträge 

Höchstgrenze 
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Betrag als Anreiz zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit in Aussicht stellen und als Angebot 
in die Zielplanung einbinden.  
 
Die pauschalierte Bemessung ermöglicht es, eine einheitliche zielgruppenspezifische För-
derung durchzuführen. Die pauschalierte Förderung nach § 2 Absatz 1 ESGV ist insbe-
sondere dann für die Eingliederung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt erforderlich, wenn 
die betroffene Personengruppe mit einer pauschalen Förderhöhe besser angesprochen 
werden kann. Hier soll die Anreizfunktion des ESG auch für schwer erreichbare Personen-
gruppen verwirklicht werden. 
 
Um eine einheitliche Förderung vergleichbarer und wiederkehrender Sachverhalte zu ge-
währleisten, werden für das JC LH MD folgende besonders zu fördernde Personengruppen 
festgelegt: 

 Langzeitarbeitslose nach § 16 Abs. 2 Satz 1 SGB II i.V.m. § 18 SGB III 
 Leistungsberechtigte mit gesundheitlichen Einschränkungen 
 Menschen mit Migrationshintergrund/Geflüchtete 
 Ältere Ü50 
 Alleinerziehende  
 Frauen in Partner-Bedarfsgemeinschaften mit und ohne Kinder 
 Jugendliche u25  
 Geringqualifizierte ohne Berufsabschluss bzw. ohne verwertbaren Berufsab-

schluss /Helfer  
 Personenkreis der behinderten, schwerbehinderte und ihnen gleichgestellte nach 

§ 2 SGB IX 
 

Eine pauschalierte Bemessung ist ausschließlich für Personen zugelassen, die unter die 
vorgenannten besonders zu fördernden Personengruppen fallen. Für alle anderen Perso-
nen ist eine einzelfallbezogene Bemessung vorzunehmen.  
Für die festgelegten Personengruppen ist grundsätzlich ein ESG gemäß § 2 Abs. 2 ESGV 
in Höhe von 250,- € monatlich zu erbringen.  
 
Der Pauschbetrag kann grundsätzlich um die Ergänzungsbeiträge erhöht werden, die 
sich an der vorherigen Dauer der Arbeitslosigkeit sowie der Größe der Bedarfsgemein-
schaft, in der die oder der ELB lebt orientieren, erhöht werden.  
 
Auch, wenn eine/ein ELB zu der definierten Gruppe der Personen mit besonderem Förder-
bedarf zählt, kann das ESG in begründeten Einzelfällen einzelfallbezogen bemessen wer-
den. Dies kann der Fall sein, wenn die Anreizfunktion der pauschalen Bemessung von der 
IFK als nicht ausreichend eingeschätzt wird. Die – ggf. höheren – Beträge der Einzelfall-
förderung können insbesondere bei großen Bedarfsgemeinschaften erforderlich sein. 

3.3  Degression 
 
Für beide Bemessungsarten ist ein degressiver – auch stufenweise geminderter - Förder-
verlauf festzulegen, damit bei Aufnahme der Beschäftigung ein größtmöglicher Anreiz ge-
schaffen wird, der dann allmählich absinkt und nicht abrupt endet. Die Degression findet 

Zielgruppen 

Pauschale 
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nach den Fachlichen Weisungen (FW) bei längeren Förderdauern Anwendung. Bei För-
derdauer von bis zu 6 Monaten kann von einer Degression abgesehen werden.   

Bei der einzelfallbezogenen Bemessung ist die Minderung auf den Grundbetrag nach § 1 
Abs. 2 ESGV beschränkt; Ergänzungsbeträge sind davon nicht erfasst.  
 
Die individuelle Entscheidung zur Degression ist hinreichend zu begründen und in der För-
derentscheidung COSACH unter „Individuelle Ausgestaltung der Förderung“ zu dokumen-
tieren. 
 

4 Festlegungen zum Verfahren 
 

4.1 Dokumentationsstandards 
 

Folgende Punkte sind zwingend zu begründen:   

           Einzelfallbezogene Bemessung                  Pauschale Bemessung  
  

Begründung nach §16b Abs. 1 Satz 1 SGB II, warum ESG zur Auf-
nahme einer sozialversicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit (ggf. 

nicht) erforderlich ist (Pkt. 7- COSACH- Förderentscheidung) 
  
  

Prognoseentscheidung zur Überwindung der Hilfebedürftigkeit nach § 16b Abs. Satz 1 
SGB II (Pkt. 6- COSACH- Förderentscheidung) 

  
  
Begründung der Förderhöhe Grundbetrag   
(BK- Entscheidung „individuelle  
Ausgestaltung der Förderung“)   

  
  

  Begründung, der pauschalen Bemessung: 
  Bezug zu den genannten Personen- 
  kreisen     

Begründung der Gewährung bzw. Nichtgewährung 
der Ergänzungsbeträge  
(BK- Entscheidung „individuelle Ausgestaltung der 
Förderung“)   

  (Pkt. 8- COSACH- Förderentscheidung)  
  hierbei Entscheidung für eine Gruppe 
   (für die Bescheiderstellung in BK-Text) 
  

    
  

  
Begründung der individuellen Förderdauer 

(Pkt. 8- COSACH- Förderentscheidung) 
 

Begründung 
der Förderung 

Prognose 

 

Höhe 

Dauer 
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Begründung zur Degressionsentscheidung 

(BK- Entscheidung „individuelle Ausgestaltung der Förderung“) 
 
 

Bei einer Ablehnung der Förderung ist ein gesonderter Textbaustein an das für die Zahl-
barmachung zuständige B-Team über die EAKTE mitzugeben (VerBIS-Vermerk). Dieser 
muss eine schlüssige Begründung für den Bescheid als Verwaltungsakt an sich ergeben. 

4.2 Bearbeitungsrelevante Unterlagen 
 

Zu den bearbeitungsrelevanten Unterlagen gehören 

- der Antrag ESG 
- die Förderentscheidung (aus COSACH) 
- die erforderlichen Angaben aus dem Arbeitsvertrag (zur Prüfung der Gesamtsozi-

alversicherungspflicht des Arbeitsverhältnisses (siehe 4.2.a) 
- bei Beendigung der Förderung innerhalb des ursprünglichen Bewilligungszeitrau-

mes  eine Kopie der Kündigung 
 

4.2.a  Angaben im Arbeitsvertrag 
 

Es ist aus Datenschutzgründen nur zulässig, die für die Leistungsbearbeitung notwendigen 
Angaben in der EAKTE zu erheben und zu speichern. Der komplette Arbeitsvertrag, sowie 
irrelevanten Nebenbestimmungen oder -abreden, die für die Zahlbarmachung des ESG 
nicht von Bedeutung sind, dürfen grundsätzlich nicht in der EAKTE gespeichert werden.  

Teile des Arbeitsvertrages mit folgenden Angaben sind mindestens zur EAKTE zu nehmen:  

- Unterschrift Arbeitnehmer und Arbeitgeber mit Datum 
- Höhe des Arbeitsentgelts bzw. Stundenlohns bzw. Monatsgehalts 
- wöchentliche Arbeitszeit / Stundenanzahl der Arbeitsstunden pro Tag (mit Anzahl 

Arbeitstage pro Woche) 
- Tätigkeitsangabe 
- Firmenname /Arbeitgeber muss ersichtlich sein 

 

4.3 Bearbeitungszeiten 
 

Sobald alle relevanten Unterlagen für die Entscheidung von ESG vorliegen, ist eine ange-
messene Bearbeitungszeit von 10 Tagen anzusetzen. Die Bearbeitungszeit von 10 Arbeits-
tagen leitet sich aus der Notwendigkeit ab, dass die Auszahlung der Leistungen an Hilfe-
bedürftige grundsätzlich unverzüglich sicherzustellen ist. Liegen keine vollständigen Unter-
lagen für die Entscheidung ESG vor, ist von der IFK die umgehende Einholung aller zur 

Degression 

Ablehnung der 
Förderung 

Arbeitsvertrag 

Bearbeitungs-
zeit 
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Bearbeitung notwendigen Unterlagen mittels schriftlicher Aufforderung zur Mitwirkung ein-
zufordern. Bei fehlender Mitwirkung ist der Antrag schriftlich zu versagen. 

 

4.4 Auszahlungsmodalitäten 
 
Eine parallele Förderung mit anderen Förderinstrumenten (zum Bsp. Vermittlungsbudget) 
ist bei der Entscheidung zur Gewährung stets zu berücksichtigen und gegeneinander ab-
zuwägen. Grundsätzlich ist eine Parallelförderung möglich, sie ist durch die IFK jedoch zu 
begründen. Es müssen die individuellen Beweggründe für den gleichzeitigen Einsatz meh-
rerer Produkte nachvollziehbar dargestellt sein (z.B. Motivation und notwendige Mobilitäts-
förderung). Auch können die verschiedenen Auszahlungszeitpunkte (im Voraus oder bspw. 
monatlich nachträglich von Bedeutung sein.) 

Die geltenden Auszahlungsmodalitäten für das ESG regeln die Fachlichen Weisungen in 
ihren Verfahrensinformationen. 

Grds. ist die Auszahlung als Überweisung über den üblichen Bankweg zu wählen. Barzah-
lungen bzw. vorgezogene Zahlungen bedürfen nach dem Haushaltsrecht eine unabwend-
bare und unvorhersehbare Notlage. Sie sind über die Teamleitung schriftlich zu dokumen-
tieren und zu begründen. Sonderfälle sind mit dem für die Auszahlung zuständigen B-Team 
abzustimmen und gemeinsam zu organisieren. 
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Jobcenter Landeshauptstadt Magdeburg                                     Magdeburg, 23.12.2022  

43-II-1210 

Inkrafttreten und Aufhebung von Weisungen/Verfügungen 
 

Die elW treten ab Unterzeichnung des u. a. Verfügung für alle Ermessenentscheidungen 
in Kraft. Weicht die IFK aus nachvollziehbaren Gründen von den gesetzten Ermessenspiel-
räumen ab, so ist diese Entscheidung entsprechend zu dokumentieren und die einzelnen 
Beweggründe schriftlich festzuhalten sowie von der zuständigen Teamleitung mitzeichnen 
zu lassen. 

 

Verfügung 

1. Es ist ab sofort im Sinne der elW ESG zu verfahren. 
2. Für erhöhte Kostensätze oder Pauschalen ist die Entscheidung durch die IFK -wie 

beschrieben- zu dokumentieren und zu begründen. 
3. Verteiler: 4, BL, BfdH gE, 4CF; TL MuI, TL 141.0 und TL 142.0, AV-alle inkl. TL B-

Teams und TL-ESB, 4S1, 4PM, 4 KRM erledigt am 23.12.22 / 423.0 
4. Die elW ESG sind in einer Dienstbesprechung durch die TL MuI/gAGS mit ihren 

Mitarbeitern auszuwerten. 

5. Die Gremienbeteiligung wurde geprüft. Die Gremien sind nicht zu beteiligen. 
6. Folgende Vermerke werden mit Inkrafttreten dieser elW aufgehoben: 

- die „alten“ elW ESG mit Vfg. vom 16.06.2022 GZ 43-II-1221 
Die veralteten Dok. sind in der elektr. Ablage nach AZ unter 1221 in den Ordner 
„Archiv“ durch 423.0.0 nach Unterschrift zu verschieben. erledigt am 23.12.22 / 423.0 

7. per E-Mail an 4PM mit der Bitte um Anpassung der elW ESG auf der Homepage 
und evtl. zugehörigen Links erledigt am 23.12.22 / 423.0 

8. Die Anpassung des Prozesshandbuches ist durch 423.0 bis 31.01.23 zu prüfen 
und zu veranlassen. 

9. Eine Abstimmung den Folge-FK*innen 421.0 und 435.0 ist durch 423.0 im Vorfeld 
erfolgt 

10. z. d. A.  AZ II-1221 erledigt am 23.12.22 / 423.0 
 

BfdH gE 42 423.0 
genehmigt 

per Mail am 
23.12.22 

genehmigt 

per Mail am 
22.12.22 

gez.  
Geisendorf 
22.12.22 

gez. Unterschrift 
G. Schreiber,  
genehmigt per Mail am 23.12.22 

Bereichsleiter 43 
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